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1. Ausschließliche Geltung und Anerkennung unserer 
Allgemeinen Reparatur- und Montagebedingungen 
 
1.1 Die vorliegenden Allgemeinen Reparatur- und Montage-
bedingungen (AGB) gelten für von unseren Kunden („Bestel-
ler“) beauftragten Reparatur- und Montagearbeiten. Die AGB 
gelten nur, wenn der Besteller Unternehmer (§ 14 BGB), eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 

1.2 Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AGB in der 
zum Zeitpunkt der Bestellung des Bestellers gültigen bzw. je-
denfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung 
als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Ver-
träge, ohne das wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinwei-
sen müssten. 

1.3 Unsere AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entge-
genstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen des Bestellers werden nur dann und insoweit Ver-
tragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zuge-
stimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem 
Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB 
des Bestellers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 

1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit 
dem Besteller (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen 
und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen 
AGB. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehalt-
lich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere 
schriftliche Bestätigung maßgebend. 

1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestel-
lers in Bezug auf den Vertrag (zB Fristsetzung, Mängelan-
zeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, dh in Schrift- 
oder Textform (zB Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetz-
liche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere 
bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben 
unberührt. 

2. Angebote/Kostenvoranschläge - Nebenabreden - Ver-
tragsinhalt – Angebotsunterlagen 

2.1 Kostenvoranschläge sind nur dann verbindlich, wenn sie 
schriftlich ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind und mit 
der Instandsetzung unverzüglich begonnen werden kann. Sie 
können um 10 % überschritten werden, wenn sich bei Inan-
griffnahme oder bei Durchführung des Auftrages die Ausfüh-
rung zusätzlicher Arbeiten oder die Verwendung zusätzlicher 
Teile oder Materialien als notwendig erweist und dieser Um-
stand für uns bei Erstellung des Kostenvoranschlages nicht 
absehbar war. 

2.2 Kündigt der Besteller den Vertrag, sei es wegen Über-
schreitung des Kostenanschlages oder aus sonstigen Grün-
den, so hat er die bis dahin angefallenen Arbeiten und Kosten 
einschließlich der Aufwendungen für bestellte und bereits be-
schaffte Ersatzteile zu bezahlen. § 648 S. 2, 2. Halbsatz BGB 
bleibt unberührt. 

2.3 Nebenabreden zu unseren Angeboten und Auftragsbestä-
tigungen sowie Vereinbarungen mit unseren Außendienstmit-
arbeitern bedürfen zu ihrer Gültigkeit unserer schriftlichen Be-
stätigung. In Zweifelsfällen ist für den Vertragsinhalt aus-
schließlich unsere schriftliche Auftragsbestätigung maßge-
bend. 

2.4 An unseren Angeboten etwa beigefügte Unterlagen wie 
Abbildungen, Zeichnungen, Maß- und Gewichtsangaben u.ä. 
behalten wir uns sämtliche Eigentums- und Urheberrechte 
vor. Sie dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden und 
sind auf  Verlangen oder, wenn uns der Auftrag nicht erteilt 
wird, unverzüglich zurückzugeben.  

3. Preise und Zahlung 

3.1 Unsere Preise sind Netto-Preise. Die gesetzliche Umsatz-
steuer wird von uns in jedem Fall mit dem am Tag der Leis-
tung geltenden Satz zusätzlich berechnet. 

3.2 Die vereinbarten Preise beruhen auf den bei Vertragsab-
schluss geltenden Lohn-, Material- und Energiekosten. Erhö-

hen sich derartige Kosten bis zum Zeitpunkt der Leistung, dür-
fen wir einen im Rahmen des prozentualen Anteils dieser Kos-
ten am vereinbarten Preis verhältnismäßig entsprechend er-
höhten Preis berechnen.  

3.3 Wenn nichts anderes vereinbart ist, sind unsere Leistun-
gen spätestens 30 Tage nach ihrer Ausführung ohne Abzug 
zu bezahlen. Bei Überschreitung von Zahlungsfristen berech-
nen wir Verzugszinsen mit 9 Prozent p.a. über dem jeweiligen 
Basiszinssatz nach § 247 BGB. Die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens bleibt uns vorbehalten, insbesondere für 
sämtliche Kosten der Rechtsverfolgung. Unsere Außen-
dienstmitarbeiter sind nicht zur Entgegennahme von Zahlun-
gen befugt. Der Abzug von Skonto bedarf einer gesonderten 
schriftlichen Vereinbarung und ist, auch wenn eine solche 
Vereinbarung vorliegt, nur dann zulässig, wenn sich der Be-
steller mit der Bezahlung früherer Leistungen nicht im Rück-
stand befindet. 

3.4 Werden uns nach Vertragsabschluss Umstände bekannt, 
welche die Kreditwürdigkeit des Bestellers zweifelhaft er-
scheinen lassen, können wir nach unserer Wahl Vorauskasse 
oder Sicherheitsleistungen verlangen. Das gleiche gilt, wenn 
der Besteller einer ihm uns gegenüber obliegenden Zahlungs-
pflicht nicht bei Fälligkeit nachkommt. Tritt einer dieser Fälle 
ein, werden zugleich unsere gesamten Forderungen gegen 
den Besteller, auch aus anderen Geschäften, sofort fällig. 

3.5 Der Besteller ist nicht berechtigt, gegenüber unseren Zah-
lungsansprüchen aufzurechnen oder an fälligen Beträgen ein 
Zurückbehaltungsrecht auszuüben. Dies gilt nicht für die Auf-
rechnung mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen.  

4. Leistungsfristen und –termine 

4.1 Für unsere Leistungen vereinbarte Fristen und Termine 
gelten nur annähernd, soweit sie nicht ausdrücklich als ver-
bindlich bezeichnet werden. 

4.2 Eine nur ihrer Dauer nach bestimmte Leistungsfrist be-
ginnt mit dem Ablauf des Tages an dem volle Einigung über 
alle Details des Auftragsinhaltes erzielt wird, frühestens mit 
der Annahme des Auftrages durch uns, jedoch nicht vor Bei-
bringung der vom Besteller zu beschaffenden Unterlagen, 
Genehmigungen, Freigaben und nicht vor Eingang einer etwa 
vom Besteller zu leistenden Anzahlung. 

4.3 Bei Fristen und Lieferterminen, die in der Auftragsbestäti-
gung nicht ausdrücklich als "fix" bezeichnet sind, kann uns der 
Besteller nach Überschreitung eine angemessene Nachfrist 
zur Lieferung/Leistung setzen. Erst mit Ablauf dieser Nachfrist 
können wir in Verzug geraten. 

4.4 Verzögert sich die Leistung durch Umstände, die außer-
halb unseres persönlichen Einflussbereiches liegen        
(Krieg, Brand, Streik, Fehlen von Transportmitteln, allgemei-
ner Mangel an Versorgungsgütern, Betriebsstörungen u.ä.), 
oder uns unverschuldet erst nach Vertragsschluss bekannt 
werden, verlängert sich die Leistungsfrist bzw. verschiebt sich 
der Leistungstermin um die Dauer der Behinderung und einer 
angemessenen Anlaufzeit; das gilt auch für Verzögerungen, 
die dadurch eintreten, dass wir ohne eigenes Verschulden 
selbst nicht richtig oder nicht rechtzeitig beliefert werden. Tre-
ten solche Umstände ein, nachdem wir in Verzug geraten 
sind, bleiben für diese Zeit die Verzugsfolgen ausgeschlos-
sen. Nach Ablauf einer angemessenen Frist kann jede Ver-
tragspartei von dem Vertrag  zurücktreten. Wir werden den 
Besteller unverzüglich über das Vorliegen solcher Umstände 
informieren und im Falle unseres Rücktritts bereits erhaltene 
Gegenleistungen unverzüglich erstatten. 

4.5 Befinden wir uns mit der Leistung in Verzug, kann der Be-
steller von dem Vertrag zurücktreten, sofern wir die Verzöge-
rung zu vertreten haben. Der Besteller ist verpflichtet, auf Ver-
langen von uns innerhalb einer angemessenen Frist zu erklä-
ren, ob er nach Fristablauf wegen Verzögerung der Lieferung 
vom Vertrag zurücktritt und/oder Schadensersatz statt der 
Leistung bzw. Aufwendungsersatz verlangt oder auf der Lie-
ferung besteht. Übt der Besteller seine Rechte nicht fristge-
recht aus, so sind wir nicht mehr zur Lieferung der Kaufsache 
oder Nacherfüllung verpflichtet. 

4.6 Aus der Überschreitung einer Leistungsfrist oder eines 
Leistungstermins oder aus Leistungsverzug kann der Bestel-
ler keinerlei Schadensersatzansprüche gegen uns herleiten, 



 
es sei denn in Fällen des Vorsatzes, grober Fahrlässigkeit, 
auch eines unserer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsge-
hilfen, oder bei Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. 

4.7 Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er 
sonstige Mitwirkungspflichten, können wir den uns dadurch 
entstehenden Schaden ersetzt verlangen und nach Setzung 
einer angemessenen Nachfrist und entsprechender Andro-
hung über die Ware frei verfügen. 

5. Abnahme, Gefahrtragung und Transport 

5.1 Die Fertigstellung einer Reparatur oder Montage werden 
wir dem Besteller mitteilen. Die Zusendung der Rechnung gilt 
auch als derartige Benachrichtigung. Die Abnahme hat bin-
nen einer Woche nach Zugang der Mitteilung zu erfolgen. 

5.2 Die Abnahme erfolgt mangels anderer Vereinbarungen 
dort, wo die vertragsgegenständliche Arbeit vertragsgemäß 
durchgeführt worden ist. 

5.3 Ist die Reparatur nicht bei Abnahme durch den Besteller 
beanstandet worden oder ist die Abnahme nicht fristgemäß 
erfolgt, so gilt unsere Leistung auch dann als ordnungsgemäß 
abgenommen, wenn der Besteller das Ergebnis unserer Leis-
tung unbeanstandet dauerhaft, das heißt für mehr als 14 Ka-
lendertage in Benutzung genommen hat. 

5.4 Der Hin- und Rücktransport des Reparaturgegenstandes 
ist, soweit nicht vertraglich abweichend vereinbart, Sache des 
Bestellers, der auch die Gefahr des Untergangs oder der Be-
schädigung auf dem Transport trägt. 

6. Eigentumsvorbehalt 

6.1 Die von uns im Rahmen von Reparatur- und Montagear-
beiten gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Tilgung un-
serer sämtlichen Forderungen aus der Geschäftsverbindung 
mit dem Besteller, auch soweit sie in eine laufende Rechnung 
eingegangen sein sollten, unser Eigentum.  

6.2 Sollten wir durch eine Verarbeitung oder Umbildung der 
von uns gelieferten Ware mit Ware des Bestellers nicht Mitei-
gentum erwerben, sondern unser Eigentum verlieren, geht 
das Eigentum oder Miteigentum des Bestellers an der neuen 
Sache sofort mit seiner Entstehung auf uns über. Alle Anwart-
schaftsrechte, die zu einem solchen Eigentums- oder Mitei-
gentumserwerb durch den Besteller führen können, tritt dieser 
schon jetzt an uns ab. Die zum Erwerb des Eigentums oder 
Miteigentums durch uns etwa erforderliche Übergabe wird 
durch die Vereinbarung, dass der Besteller die Sache wie ein 
Entleiher für uns verwahrt, oder, soweit der Besteller die Sa-
che nicht besitzt, durch die bereits hiermit vereinbarte Abtre-
tung des Herausgabeanspruches gegen den Besitzer an uns 
ersetzt. Das für uns entstehende Eigentum oder Miteigentum 
ist rechtlich zu behandeln wie die ursprüngliche Ware. 

6.3 Alle Forderungen des Bestellers aus einer Weiterveräu-
ßerung von Ware, an der wir Eigentum oder Miteigentum ha-
ben (Vorbehaltsware), gehen bereits mit Abschluss des Ver-
äußerungsgeschäftes auf uns über und zwar gleich, ob die 
Ware an einen oder mehrere Abnehmer veräußert wird. Für 
den Fall, dass uns die Vorbehaltsware nicht ganz gehört oder 
dass sie zusammen mit uns nicht gehörenden Waren veräu-
ßert wird, erfasst die Abtretung den Gegenanspruch nur in 
Höhe des Rechnungswertes der Vorbehaltsware. Der Bestel-
ler darf die abgetretenen Forderungen einziehen. Wir können 
die Befugnis widerrufen, wenn der Besteller eine ihm uns ge-
genüber obliegende Verpflichtung nicht pünktlich erfüllt oder 
wenn uns Umstände bekannt werden, die unsere Rechte als 
gefährdet erscheinen lassen. 

6.4 Wir verpflichten uns, auf Verlangen des Bestellers die uns 
nach obigen Regeln zustehenden Sicherheiten (Ware und 
Forderungen) nach unserer Auswahl insoweit freizugeben, 
als ihr Wert die zu sichernden Ansprüche um mehr als 10 % 
übersteigt. Für die Bewertung der Sicherheiten ist deren rea-
lisierbarer Wert (Sicherungswert) maßgebend. 

6.5 Verliert unser Eigentumsvorbehalt bei Lieferungen ins 
Ausland oder aus sonstigen Gründen seine Gültigkeit, ist der 
Besteller verpflichtet, uns unverzüglich eine Sicherung an den 
gelieferten Gegenständen oder eine sonstige Sicherheit für 
unsere Forderungen zu gewähren, die nach dem für den Sitz 

des Bestellers geltenden Recht wirksam sind und dem Eigen-
tumsvorbehalt nach deutschem Recht möglichst nahekom-
men.  

7. Mängelansprüche 

7.1 Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmän-
geln gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.  

7.2 Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über 
die Art und Umfang der Leistung getroffene Vereinbarung. 

7.3 Ist unsere Leistung mangelhaft, können wir zunächst wäh-
len, ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien 
Sache (Ersatzlieferung) leisten. Unser Recht, die Nacherfül-
lung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, 
bleibt unberührt. 

7.4 Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 
abhängig zu machen, dass der Besteller den fälligen Preis be-
zahlt. Der Besteller ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis 
zum Mangel angemessenen Teil des Preises zurückzubehal-
ten. 

7.5 Der Besteller hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben.  

7.6 Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderli-
chen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Ar-
beits- und Materialkosten sowie ggf. Ausbau- und Einbaukos-
ten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen 
Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls 
können wir vom Besteller die aus dem unberechtigten Man-
gelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbeson-
dere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei 
denn, die fehlende Mangelhaftigkeit war für den Besteller 
nicht erkennbar. 

7.7 In dringenden Fällen, zB bei Gefährdung der Betriebssi-
cherheit oder zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat 
der Besteller das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und 
von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendun-
gen zu verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme sind 
wir unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, zu benachrichti-
gen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir be-
rechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den 
gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 

7.8 Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für 
die Nacherfüllung vom Besteller zu setzende angemessene 
Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vor-
schriften entbehrlich ist, kann er vom Vertrag zurücktreten o-
der die Vergütung mindern. Bei einem unerheblichen Mangel 
besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

7.9 Ansprüche des Bestellers auf Schadensersatz bzw. Er-
satz vergeblicher Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln 
nur nach Maßgabe dieser Ziffer und sind im Übrigen ausge-
schlossen.  

8. Sonstige Haftung 

8.1 Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfol-
genden Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei 
einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen 
Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

8.2 Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit 
haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkun-
gen (zB Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; unerhebliche 
Pflichtverletzung), nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, 

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Ver-
tragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht 
und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
traut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung 
jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise 
eintretenden Schadens begrenzt. 



 
Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Män-
geln der Ware sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit 
solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung des 
Liefergegenstands typischerweise zu erwarten sind. 

8.3 Die sich aus Ziff. 8.2 ergebenden Haftungsbeschränkun-
gen gelten auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten 
von Personen, deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vor-
schriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen 
Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Be-
schaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche 
des Bestellers nach dem Produkthaftungsgesetz. 

8.4 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel 
besteht, kann der Besteller nur zurücktreten oder kündigen, 
wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 
Kündigungsrecht des Bestellers (insbesondere gem. §§ 650, 
648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die ge-
setzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

9. Verjährung 

Die Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängelansprüche 
beträgt ein Jahr ab Erbringung unserer Leistung. 

10. Mitwirkungspflichten des Bestellers 

10.1 Der Besteller ist bei Reparaturen und Montagen außer-
halb unserer Werkstatt verpflichtet, die für die Reparatur er-
forderliche Energie (Beleuchtung, Strom, Betriebskraftstoffe, 
Wasser) sowie Hilfs- und Hebewerkzeuge auf seine Kosten 
und Gefahr bereitzustellen. 

10.2 Der Besteller hat unaufgefordert, unentgeltlich und zeit-
gerecht (i) alle erforderlichen sonstigen Mitwirkungshandlun-
gen aus seiner Sphäre zu erbringen und uns (ii) die notwen-
digen Informationen vollständig und zutreffend zu geben, da-
mit wir die ihm gegenüber geschuldeten Leistungen vertrags-
gerecht erbringen können. 

11. Erfüllungsort - Gerichtsstand - Anwendbares Recht 

11.1 Erfüllungsort für sämtliche Pflichten aus dem Vertrags-
verhältnis, insbesondere Leistung und Rücknahme von Ver-
packungen und Zahlung ist Aachen. 

11.2 Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten 
über den und aus dem Vertrag ist Aachen. Wir haben jedoch 
das Recht, den Besteller auch in einem sonstigen für ihn gel-
tenden Gerichtsstand zu verklagen. 

11.3 Bei Auslandsgeschäften unterliegt das ganze Vertrags-
verhältnis, soweit nicht zwingend eine andere Rechtsordnung 
eingreift, dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Anwendung des Abkommens der Vereinten Nationen über 
den internationalen Warenkauf (CISG) ist ausgeschlossen. 


